
                                                                                                                       
                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                          Pressemitteilung 07/2018                       Magdeburg, 25.09.2018   ZUM DEUTSCHEN WEITERBILDUNGSTAG: VDP SACHSEN-ANHALT FORDERT DAS LAND AUF, SICH ÜBER DEN BUNDESRAT FÜR EINE WEITERE AUFWERTUNG DER GEFÖRDERTEN WEITER-BILDUNG IM SGB III EINZUSETZEN   Am 26. September 2018 findet bereits zum siebten Mal der Deutsche Weiterbil-dungstag statt, der in diesem Jahr unter dem Motto „Weiter bilden, Gesellschaft stärken!“ steht. Schirmherr des Weiterbildungstages ist Bundespräsident Frank-Walter Steinmeier. Der bundesweite Aktionstag wird von zahlreichen Organisati-onen, Erwachsenenbildungsträgern und Bildungsverbänden (unter ihnen der VDP-Dachverband) veranstaltet.  Für den VDP Sachsen-Anhalt ist der Deutsche Weiterbildungstag ein wichtiger Anlass, um die Landesregierung dazu aufzufordern, sich intensiv über den Bun-desrat in den Gesetzgebungsprozess zum vom Bundesministerium für Arbeit und Soziales (BMAS) geplanten Qualifizierungschancengesetz einzubringen.   „Nachdem die zielgerichtete berufliche Weiterbildung in der Arbeitsmarktpolitik während der letzten 15 Jahre eher ein Schattendasein fristete, ist der vom BMAS vorgelegte Gesetzesentwurf ein richtiges und wichtiges Signal, die über das SGB III geförderte abschlussorientierte berufliche Weiterbildung endlich wieder auf-zuwerten. Dies ist angesichts der aktuellen und noch bevorstehenden Entwick-lungen (z.B. Digitalisierung, Fachkräftemangel, Migration) auch überfällig. Die gegenwärtigen Planungen des BMAS sind aber noch nicht ausreichend, insbeson-dere unter qualitativen Gesichtspunkten entsprechender Weiterbildungsmaß-nahmen sind weitere Änderungen im SGB III erforderlich.“, so Jürgen Banse, Ge-schäftsführer des VDP Sachsen-Anhalt.   



 2 

Besonders wichtig ist es nach Auffassung des VDP Sachsen-Anhalt,   
− dass die über das SGB III finanzierten Fortbildungsmaßnahmen von Beschäf-tigten bzw. deren Arbeitgebern möglichst unbürokratisch in Anspruch ge-nommen werden können  
− dass die von der Bundesagentur für Arbeit jährlich ermittelten Bundesdurch-schnittskostensätze (s. § 180 Abs. 3 Nr. 3 SGB III), die regelmäßig die Kosten-grenze für entsprechende Weiterbildungsmaßnahmen bilden, künftig transpa-renter, basierend auf einer realistischeren Teilnehmerzahl und unter Berück-sichtigung der jährlichen Mindestlohnsteigerungen im Bereich der Weiterbil-dungsbranche berechnet werden sollten und  
− dass sog. nichtverkürzbare Umschulungsmaßnahmen in Mangelberufen (z.B. zum Physiotherapeuten oder Erzieher) künftig im Zuständigkeitsbereich der SGB II + III vollständig von der Bundesagentur für Arbeit bzw. den Jobcen-tern finanziert werden (s. § 180 Abs. 4 S. 2 SGB III).   Der VDP Sachsen-Anhalt fordert vom Land, diese Vorschläge nachdrücklich über den Bundesrat in das aktuelle Gesetzgebungsverfahren einzubringen.  Der VDP Sachsen-Anhalt vertritt als konfessionell und politisch neutraler Berufs-verband die Interessen von allgemein- und berufsbildenden Schulen in freier Trägerschaft sowie von privaten Erwachsenenbildungsdienstleistern in Sachsen-Anhalt. Ihm gehören aktuell 85 Träger derartiger Bildungseinrichtungen mit mehr als 180 Niederlassungen an.   Für Rückfragen wenden Sie sich gern an:  Jürgen Banse, Geschäftsführer VDP Sachsen-Anhalt Tel.: 0391/7319160 E-Mail: VDP.LSA@t-online.de     www.vdp-sachsen-anhalt.de  


